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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Resolution der Regierungschefs der Arge Alp zur

Erweiterung der Europäischen Union
I. Die Erweiterung der Europäischen Union um Staaten aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa ist eine politische, wirtschaftliche, historische und kulturelle Notwendigkeit, zu der es keine politische Alternative gibt. Sie bietet die Chance zur Sicherung von Frieden, Freiheit und Wohlstand in ganz Europa und ist damit eine Investition in die Stabilität unseres Kontinents. Die endgültige Überwindung der Teilung Europas ist für die Mitgliedsländer der Arge Alp von vorrangigem Interesse.


II. Die anstehende Erweiterung der EU um 12, 13 oder gar noch mehr neue Mitgliedstaaten ist sowohl hinsichtlich der Größenordnung als auch mit Blick auf das enorme Wohlstandsgefälle und die gesellschaftlichen Unterschiede zwischen den Staaten der EU-15 und den Beitrittskandidaten die wohl größte Herausforderung in der bisherigen Geschichte des europäischen Einigungsprozesses. Die Erweiterung muss deshalb ebenso realistisch wie sorgfältig geplant und durchgeführt werden.


III. Mit einer beinahe Verdoppelung ihrer Mitglieder wird sich der Charakter der Europäischen Union völlig verändern. Ihre Heterogenität wird insbesondere in wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und kultureller Hinsicht drastisch zunehmen. Die Erweiterung der Europäischen Union verlangt neue Antworten auf die Frage nach ihren Zielen, Interessen und Aufgaben sowie den dafür notwendigen Instrumenten und Institutionen.

IV. Ein erfolgreiches Gelingen der Erweiterung der EU setzt voraus:


· Beitrittsfähigkeit auf Seiten der Beitrittskandidaten,

· Aufnahmefähigkeit auf Seiten der EU und

· die Vereinbarung von Beitrittsmodalitäten, die wirtschaftliche und soziale Verwerfungen für beide Seiten weitestgehend ausschließen.


Eine Erweiterung unter Missachtung dieser Anforderungen würde die Funktionsfähigkeit der EU gefährden, die ökonomische Leistungskraft der bisherigen wie der neu beitretenden Mitgliedstaaten überfordern und schließlich auch die Akzeptanz in der Bevölkerung gefährden. Anstelle der angestrebten Stabilisierung von Mittel-, Ost- und Südosteuropa könnte ganz Europa vor eine Zerreißprobe ungeahnten Ausmaßes gestellt werden.


V. Gleichzeitig steht die EU im Spannungsfeld zweier widersprüchlicher Entwicklungen: Einerseits wird unter dem Eindruck der Kosovo-Krise eine rasche Erweiterung unter Einbeziehung möglichst vieler Beitrittskandidaten forciert. Andererseits versucht man, immer mehr Politikbereiche auf europäischer Ebene zu zentralisieren, obwohl die zunehmende Größe und Heterogenität einer erweiterten EU eine klare Abgrenzung ihrer Aufgaben von denen der Mitgliedstaaten und Regionen erfordert. 

Darüber hinaus muss eine Konzentration der EU auf die wirklich europäischen Aufgaben erfolgen. Das zeigt die Notwendigkeit einer Diskussion um die Finalität der Europäischen Einigung.


VI.
Die Regierungschefs der Arge Alp fordern daher:

1
Der Beitritt ist so zu gestalten, dass Europa stabilisiert und nicht destabilisiert wird. Das Motto muss sein: Sorgfalt vor Geschwindigkeit.


2
Die Beitrittskandidaten müssen zum Zeitpunkt des Beitritts die Kopenhagener Kriterien erfüllen. 


Die Entscheidung des Europäischen Rates in Helsinki, ab Februar 2000 auch mit der Slowakei, Lettland, Litauen, Rumänien, Bulgarien und Malta Beitrittsverhandlungen aufzunehmen, darf nicht zu einer Aufweichung der Beitrittsanforderungen insbesondere im wirtschaftlichen Bereich führen. Ferner ist darauf zu achten, dass die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften (acquis communautaire) nicht nur in das nationale Recht der Beitrittskandidaten umgesetzt, sondern auch effektiv angewandt werden.


3
Die europäischen Grund- und Freiheitsrechte müssen im Zuge der Erweiterung selbstverständlich und unabdingbar auch für die Vertriebenen und die verschiedenen ethnischen und sprachlichen Minderheiten Geltung erlangen.


4
Die Erweiterung darf weder die Leistungsfähigkeit der Beitrittskandidaten noch die Aufnahmefähigkeit der EU überfordern. Notwendig sind differenzierte Lösungen.

Mit Blick auf die sehr unterschiedlichen Verhältnisse in den Beitrittsstaaten und in den derzeitigen Mitgliedstaaten der EU sind Übergangsregelungen in bestimmten Bereichen sowohl zugunsten der Kandidatenländer (z.B. – jedoch zeitlich und sachlich möglichst eng begrenzt – im Umwelt- und Sozialbereich) als auch zum Schutz der EU-Mitgliedstaaten (insbesondere Arbeitnehmerfreizügigkeit, Landwirtschaft) notwendig. Anderenfalls sind gravierende wirtschaftliche und soziale Verwerfungen zu befürchten. Dabei muss jedoch stark nach den jeweiligen Sachbereichen und den einzelnen Beitrittskandidaten differenziert werden. 

5
Den besonderen Problemen der Grenzregionen ist Rechnung zu tragen.

Aufgrund ihrer räumlichen Nähe zu den Beitrittsländern sind die benachbarten Regionen der jetzigen EU-Mitgliedstaaten in besonderem Maße von Chancen wie Risiken der Osterweiterung betroffen. Die Kandidatenländer haben Wettbewerbsvorteile wie niedrige Löhne und vergleichsweise niedrige Umwelt- und Sozialstandards. Als Folge kann es gerade auch in den Grenzregionen zu Verlagerungen von Produktionen, Investitionen und Dienstleistungen kommen, wobei sich diese Entwicklung durch das zu erwartende starke Fördergefälle nach einem Beitritt der MOES weiter verstärken dürfte.
Die Grenzregionen müssen deshalb durch nationale und regionale, aber auch durch europäische Fördermaßnahmen bei der Bewältigung des notwendigen Strukturwandels besonders unterstützt werden, wie dies im Zuge der Süderweiterung auch bei französischen und italienischen Grenzregionen der Fall war.

6
Die EU muss sowohl in finanzieller als auch in institutioneller Hinsicht die Voraussetzungen für ihre Erweiterungsfähigkeit schaffen.

Die im Rahmen der Berliner Agenda 2000-Beschlüsse versäumten grundlegenden Reformen der Agrar- und Strukturpolitik müssen nachgeholt werden. Die Regierungskonferenz 2000 muss umfassende institutionelle und inhaltliche Reformen herbeiführen, um die Funktionsfähigkeit mit einer mehr als 20 Mitglieder zählenden Union zu gewährleisten.

7
Die EU muss sich auf die wirklich europäischen Herausforderungen beschränken.


Die Erweiterung der EU muss einhergehen mit einer Konzentration ihrer Aufgaben.
Notwendig ist die Erstellung eines Kompetenzkatalogs zur klaren Abgrenzung der Zuständigkeiten der EU von denen der Mitgliedstaaten einschließlich der Regionen auf der Grundlage des Subsidiaritätsprinzips.

8
Ziel der europäischen Einigung muss ein “Europa der Staaten und Regionen“ sein.


Für die EU muss das Prinzip der Subsidiarität als Grundlage gelten.

Ein zentralistisches Europa entspräche weder dem Willen der Mehrheit der Unionsbürger, noch würde er den Anforderungen einer erweiterten und damit erheblich heterogeneren Union gerecht.

Die Regierungschefs fordern die Mitglieder der ARGE ALP auf,

· dem Erweiterungsaspekt im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit mit den Regionen der Bewerberstaaten Rechnung zu tragen; dazu gehören auch Partnerschaften und Kooperationsvereinbarungen,

· die grenzüberschreitende, interregionale und transnationale Zusammenarbeit mit den Bewerberstaaten auszubauen und zu fördern; dazu können auch Projekte im Rahmen von Interreg III beitragen. 
